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1978 lagen die Lärmsanierungswerte für Wohngebiete noch 

bei 75/65 dB(A) ganztags/ nachts, eine Absenkung erfolgte 

1986 auf 70/60 dB(A). Dieses Wertepaar wurde auch in der 

ersten Runde als Auslösewerte für die Aufstellung von 

Lärmaktionsplänen häufig verwendet, zwischenzeitlich hat 

sich jedoch in den meisten Lärmaktionsplänen entsprechend 

den Empfehlungen des Umweltbundesamtes das Wertepaar 

65/55 dB(A) für hohe, bereits deutlich 

gesundheitsschädigende Pegel durchgesetzt. 70/60 dB(A) 

dienen in diesen Fällen nur noch einer ggf. notwendigen 

Prioritätensetzung, um zunächst die sehr hoch von Lärm 

Betroffenen zu entlasten.  

In den letzten Jahren wurden die Pegel zur Lärmsanierung 

kontinuierlich abgesenkt und liegen heute für Wohngebiete 

bei 64/54 dB(A) und damit unter dem bisher in 

Lärmaktionsplänen üblichen Wertepaar 65/55 dB(A). Die 

weitere Verwendung dieser Pegel erscheint für die 4. Runde 

der Lärmaktionspläne deshalb nicht mehr angemessen, wenn 

ein Plan, der fachlich die Interessen des Lärmschutzes 

vertreten soll, von den Lärmsanierungswerten "überholt" 

wird. Das Umweltbundesamt wird deshalb voraussichtlich 

seine Empfehlungen anpassen und folgende neue Zielwerte 

empfehlen: kurzfristig 60/50 dB(A), mittelfristig 

55/45 dB(A). 

Aus diesen deutlich ehrgeizigeren Zielwerten ergibt sich 

jedoch die Frage, wie sie in der Praxis erreicht werden 

können, wo es doch schon schwierig war, zumindest in 

Großstädten und auf vielen Ortsdurchfahrten das Wertepaar 

65/55 dB(A) zu erreichen. Mit einer Beschränkung auf 

lokale Lärmminderungspotenziale wird dies auch weiterhin 

kaum möglich sein. Notwendig ist ein integrierter, 

ganzheitlicher Planungsansatz. Zu nennen ist hier an erster 

Stelle auf gesamtstädtischer bzw. regionaler Ebene der 

Mobilitätsplan bzw. Sustainable Urban Mobility Plan 

(SUMP) entsprechend den EU-Vorgaben, aber auch 

teilräumliche Verkehrskonzepte oder ein beschlossenes 

"Städtebauliches Verkehrskonzept" als Brücke zur StVO, 

wie es teilweise von Verwaltungsreichten zur Begründung 

von straßenverkehrsrechtlichen Anordnungen gefordert 

wird. Hier müssen zukünftig Umweltschutz, 

Stadtentwicklung und Verkehrsplanung viel stärker durch 

interdisziplinäre Zusammenarbeit tragfähige, nachhaltige 

Lösungen finden – diese Forderung gilt nicht nur für den 

Lärmschutz! 

Gleichzeitig ist ein Trend zu erkennen, einerseits die 

Lärmvorsorgewerte noch weiter zu reduzieren (z. B. WHO 

mit 53/45 dB(A)) und andererseits die bestehenden 

Lärmvorsorgewerte nach oben zu öffnen (u. a. Einführung 

Urbanes Gebiet, Bestrebungen Innenpegel als maßgeblichen 

Wert). Für die Beurteilung einer besonderen Gefahrenlage 

nach § 45 Abs. 9 Satz 3 StVO sind nach der Rechtsprechung 

heute bereits die Grenzwerte der 16. BImSchV auch zur 

Beurteilung von Bestandssituation heranzuziehen. Es kann 

vermutet werden, dass mittelfristig Lärmvorsorge- und 

Lärmsanierungswerte verschmelzen werden, was sinnvoll 

wäre, da Lärm von Bestandssituationen keine anderen 

gesundheitsschädigenden Wirkungen bei den Betroffenen 

auslöst als neu geschaffene Lärmquellen.  

Nur die Lärmschutz-Richtlinien-StV "kleben" seit 2007 

unverändert am Wertepaar 70/60 dB(A) fest. Die Prüfung 

von beschränkenden, straßenverkehrsrechtlichen 

Maßnahmen unterhalb dieser Werte wird häufig, obwohl 

rechtlich nicht haltbar, verweigert. Hier bleibt zu hoffen, 

dass das Gerücht zutrifft, dass die die Lärmschutz-

Richtlinien-StV noch im Jahr 2022 novelliert werden und 

neben der längst überfälligen Einführung der RLS-19 das für 

Wohngebiete geltende Wertepaar 70/60 dB(A) zumindest 

auf 65/55 dB(A) zurückgenommen wird und so die 

Anordnungsfähigkeit straßenverkehrsrechtlicher 

Maßnahmen zugunsten des Lärmschutzes der Bevölkerung 

verfahrensmäßig erleichtert wird.  
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